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16. 10. 74 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Milz, Sick, Dr. Jobst, Dr. Kunz (Weiden), Niegel, Dreyer, 

Dr. Waffenschmidt, Dr. Kraske, Dr. Jenninger, Dr. Mertes (Gerolstein) und Genossen 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Lage und Entwicklung der Bauwirtschaft 


Die seit Mitte 1973 andauernde Krise in der Bauwirtschaft hat 
sich in jüngster Zeit weiter verschärft. Die Zahl der Beschäftig- 
ten im Bauhaupt ge werbe hat sich im Juli 1974 im Vergleich zu 
Juli 1973 um rund 200 000 verringert. Seither ist die Beschäf- 
tigungstendenz weiterhin rückläufig. Nach den Angaben des 
statistischen Bundesamtes lagen die Auftragseingänge um 
16,5 °/o niedriger als zur gleichen Zeit des Vorjahres; unter Be- 
rücksichtigung des Baupreisanstiegs beläuft sich der reale Auf- 
tragsrückgang sogar auf 22%. Die Zahl der Insolvenzen ist im 
ersten Halbjahr 1974 gegenüber dem gleichen Vorjahreszeit- 
raum von 234 auf 499, also um 1 13,2 %, angestiegen. 

Eine ähnliche Situation ergibt sich in den mit dem Baugewerbe 
wirtschaftlich verbundenen Bereichen. Die Krise der Bauwirt- 
schaft ist vor allem auf die Konjunkturpolitik der Bundesregie- 
rung zurückzuführen, die jahrelang zunächst durch falsche Signa- 
le eine überhitzte Baukonjunktur provoziert und die anschlie- 
ßend eine Beseitigung der hiervon ausgehenden Ungleichge- 
wichte durch einen radikalen konjunkturpolitischen Kurswech- 
sel zu beleben versucht hat. Das von der Bundesregierung im 
September 1974 beschlossene 950 Millionen-Programm dürfte 
nach Ansicht von Fachleuten kaum dazu geeignet sein, die Lage 
der Bauwirtschaft zu stabilisieren. Dies gilt insbesondere im 
Hinblick auf die bevorstehende saisonale Abschwächung im 
Winterhalbjahr 1974/75. 

Angesichts dieser Situation wird es erforderlich sein, erneut 
eine realistische und nüchterne Analyse der Bauwirtschaft vor- 
zunehmen und die daraus notwendigen Konsequenzen zu zie- 
hen. 


Daher fragen wir die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die gegenwärtige und 
zukünftige Entwicklung in der Bauwirtschaft vor dem Hin- 
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tergrund des am 11. September 1974 beschlossenen Son- 
derprogramms zur Abstützung der Beschäftigung in Höhe 
von 950 Millionen DM? 

2. Mit welcher Begründung spricht die Bundesregierung 
- u. a. in den letzten monatlichen Lageberichten des Bun- 
deswirtschaftsministeriums - wiederholt von einer Stabili- 
sierung bzw. Konsolidierung der baukonjunkturellen Ent- 
wicklung, obgleich fast alle Daten der Produktions- und 
Nachfrageentwicklung bei Ausschaltung saisonaler Ein- 
flüsse auf eine anhaltende Abwärtsbewegung hindeuten? 

3. Ist die Bundesregierung trotz des inzwischen erreichten Ab- 
baus der Baukapazität der Meinung, daß die anhaltend 
rückläufige Entwicklung der Bautätigkeit noch immer eine 
Anpassung an den mittelfristig zu erwartenden Baubedarf 
darstellt, obwohl die Länderwirtschaftsminister bereits im 
September 1974 in einer internen Berechnung - gemessen 
an dem langfristig zu erwartenden Baubedarf - eine Auf- 
tragslücke in Höhe von ca. 11,5 Milliarden DM ermittelt 
haben? 

4. Hält die Bundesregierung die im Konjunktursonderpro- 
gramm freigegebenen Mittel in Höhe von 950 Millionen 
DM für ausreichend, obwohl aufgrund der erwähnten Be- 
rechnungen der Länderwirtschaftsminister und unter Be- 
rücksichtigung der Tatsache, daß sich, wie sich auch aus der 
Arbeitsmarktstatistik ergibt, rund ein Viertel der gesamten 
Baukapazität in einer besonderen Krisensituation befindet? 

5. Handelt es sich bei den Schubladenprojekten, die die Bun- 
desregierung im Notfall für die Bauwirtschaft vorsieht, um 
vergabereife Projekte? 

6. Sind in diesen Schubladenprojekten auch potentielle Auf- 
träge für strukturschwache Gebiete vorgesehen, oder kom- 
men diese nur überwiegend den Ballungsräumen zugute? 
Handelt es sich bei den Projekten zur Ankurbelung der 
Konjunktur in der Bauwirtschaft um wirtschaftlich sinn- 
volle Investitionsvorhaben, und welche Bereiche sind darin 
besonders angesprochen? 

7. Wie beurteilt die Bundesregierung die Nachfragesituation 
im Wohnungsbau, und ist sie der Meinung, daß der künf- 
tige langfristige Baubedarf ermittelt werden kann, ohne 
daß sich zuvor die Bedingungen des Kapitalmarktes norma- 
lisiert haben? 

8. Mit welcher Berechtigung spricht die Bundesregierung von 
Strukturproblemen der Bauwirtschaft und strukturellen Ur- 
sachen der gegenwärtigen Unterbeschäftigung in diesem 
Wirtschaftszweig, obwohl feststeht, daß die rückläufige 
Baunachfrage ganz überwiegend eine Folge konjunktur- 
politischer Eingriffe war und ist? 
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9. Hält die Bundesregierung die Verweigerung rasch und 
durchschlagend wirksamer Hilfsmaßnahmen für die Bau- 
wirtschaft mit dem ständigen Hinweis auf die Notwendig- 
keit des „Gesundschrumpfens 11 für gerechtfertigt angesichts 
der Tatsachen, daß dies im maschinellen Bereich in so kur- 
zer Zeit nicht möglich ist und die in den Jahren zuvor er- 
folgte Kapazitätsausweitung in der Bauwirtschaft auf eine 
falsche Datensetzung in der Konjunkturpolitik und auf 
andere von der öffentlichen Hand ausgehende Signale zu- 
rückzuführen ist? 

10. Wie beurteilt die Bundesregierung die Hinweise, daß ein 
großer Teil der rasch wachsenden Insolvenzfälle in der 
Bauwirtschaft auf Illiquidität infolge der schlechten Zah- 
lungsmoral auch der öffentlichen Hand zurückzuführen ist, 
und ist die Bundesregierung unter diesen Umständen damit 
einverstanden, daß Zahlungsanweisungen nach erfolgter 
Auftragsausführung hinausgezögert werden, sei es aus 
konjunkturpolitischen, haushaltstechnischen oder anderen 
nicht auftragsbedingten Gründen? 

11. Hält die Bundesregierung die Tatsache, daß von den in den 
letzten zwölf Monaten aus dem Bauhauptgewerbe ausge- 
schiedenen rd. 200 000 Arbeitskräften mehr als 56% Fach- 
arbeiter waren, volkswirtschaftlich und sozialpolitisch so- 
wie im Interesse einer langfristigen Sicherung eines hohen 
fachlichen Leistungsstandes der Bauwirtschaft für vertret- 
bar? 

12. Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine exakte Arbeits- 
marktanalyse in der Bauwirtschaft gegenwärtig nicht mehr 
möglich ist, da die Bundesanstalt für Arbeit trotz des be- 
kanntermaßen hohen Ausländeranteils in der Bauwirt- 
schaft seit Anfang 1973 keine Angaben mehr über die Be- 
schäftigung von Ausländern in der Bundesrepublik liefert, 
und was gedenkt sie dagegen zu tun? 

13. Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der Statistik der 
Auftragsvergaben der öffentlichen Hand im Tiefbau und 
den entsprechenden Auftragseingängen im bauausführen- 
den Tiefbau seit einigen Monaten wachsende Differenzen 
entstanden sind, die bisher nicht geklärt werden konnten, 
die andererseits aber das Bild der wirklichen Lage ver- 
fälschen? 

14. Welche Chance sieht die Bundesregierung, die Baukon- 
junktur im Jahre 1975 nicht noch weiter abgleiten zu las- 
sen vor dem Hintergrund des von ihr selbst im mittelfristi- 
gen Finanzplan verkündeten begrenzten Ausgabenzuwach- 
ses für das kommende Jahr, von dem insbesondere die 
öffentlichen Investitionen betroffen sind? 


Bonn, den 16. Oktober 1974 
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